 Herzlich willkommen zur Lage der Nation Ausgabe Nummer 7 vom 22. April 2016, wie immer am Mikrofon, meine Name ist Philipp Banse.
 Und ich bin Ulspur, Maria, hallo.
 Ja, wir freuen uns natürlich über zahlreiche neue Freunde, höherer Höherinnen.
 Erst mal ganz herzlich willkommen bei der Lage der Nation und unserem wöchentlichen...
 Unterhaltungsreview der politische Ereignisse der zurückliegenden 5 Tage.
 Das muss man ja immer noch mal sagen, weil ja tatsächlich jetzt auch noch ein paar Neue reingeschneit sind.
 Ich denke mal auch über die, wie wir sehr erfreuliche Plazierungen da beitja, uns sind sicherlich auch welche dazugestosen Ulf.
 Du bist Jurist.
 Das muss man immer noch mal sagen, Richter am Landgericht in Berlin.
 Und ja, verfassungsrechtlich auch sehr bewandert und das wird uns auch heute wieder weiterhelfen.
 Ja, du bist zugeschaltet. Ich bin hier bei mir im Studio. Ich hoffe, das funktioniert.
 Alles... Ja, aber war doch eine, war doch eine Runde Woche eigentlich, ne?
 Das war eine sehr, sehr spannende Woche. Das muss man sagen.
 Du hast es eben schon erwähnt. Wir haben uns gefreut über das viele interessante Feedback,
 das wir bei iTunes bekommen haben.
 Das heißt, unser Podcast kommt, glaube ich, ganz gut an und das ist natürlich schön.
 Wir haben großen Spaß dabei, aber es macht natürlich auch noch viel mehr Freude, wenn man sieht das auch andere Leute,
 das ganz gerne hören. Und die Woche war ausgesprochen spannend.
 Wir haben einen richtig volles Pad für diese Woche zusammengestellt und freuen uns, die Dinge zu diskutieren.
 Und wir freuen uns natürlich auch, wie immer, auf Kommentare bei uns quasi im Blog, auf der Seite von der Lage Nation oder auch auf Twitter.
 Und bald auch auf Slack. Wir sind dabei quasi eine Chatmöglichkeit zu schaffen,
 sodass wir die hoffentlich schon die nächste Sendung auch quasi ein bisschen interaktiv gestalten können.
 Aber apropos Interaktiv, auch in dieser Sendung, haben wir uns gedacht, nachdem sich das so gut bewährt hat in der vergangenen Woche.
 Schauen wir wieder einen Gast eingeladen. Philipp, wie sieht's aus? Haben wir den schon an der Strippe?
 Ich glaube, er ist noch nicht bereit.
 Also wir können ja mal ein bisschen was dazu sagen, was wir uns dabei getenken haben.
 Wir haben ja in den zurückliegenden Folgen häufig über diese Panama-Papers gesprochen.
 Und ein Effekt, den wir ja auch irgendwie wiederhole besprochen haben, war eben dieses doch merkwürdige Phänomen,
 was wir jetzt auch mit Björn Bömermann und diesen ganzen anderen Themen beobachten,
 dass sich um so einige Themen eine wahnsinnige Aufregung kristallisiert.
 Ja, es Staatsaffären und Verwicklung internationaler Art und dann wird vom Rücktritt vom Merkel gerät und noch einmal das alles wieder weg.
 Und ich bin damals also wieder vorbei. Und Panama-Papers ist so ein bisschen ähnlich.
 Da war irgendwie Riesenaufregung und dann Ministerpräsidenten treten zurück oder treten vielleicht zurück und so.
 Und dann kommt das nächste Thema und auf einmal alles wieder weg. Und wir dachten uns, das wirklich spannende und interessante ist doch jetzt eigentlich, was folgt denn jetzt da draus?
 Also es wurden ja dann auch schnell von Scheuble und geht 20 und G5 Papiere und 10 Punkte-Listen und 20 Punkte-Listen und Absichts-Erklärung präsentiert und China springt auf.
 Und ist vor Sitz von der G20 und nimmt irgendwie alles die ganzen Vorschläge aus Europa mit auf.
 Und ich war da mal, ich starte nochmal den Stream-Neuder, ist irgendwie angeblich nur geknistert und so einmal neu gestartet.
 Und dann haben wir fand ich es irgendwie ganz nett einmal zu gucken, was wird denn jetzt da draus?
 Und dazu haben wir uns einen Gast wie mal wieder angesprochen, das ist Casper von Haunschild, er ist bei Transparency International.
 Ja, was ist da denn da, ist im Vorstand und so ein bisschen der Fachmann eigentlich für solche steuerlichen und transparents Fragen und den haben wir dann irgendwie gleiche Pascal zu geschaltet.
 Er lief gerade noch bei sich im Garten rum und muss jetzt, glaube ich, erstmal noch zu sich nach Hause kommen.
 Und dann wollen wir dem mal so ein bisschen darüber reden, was jetzt quasi passiert ist und was noch passieren muss.
 Hast du denn noch irgendwie was mitgekriegt, was sich irgendwie tatsächlich geändert hat oder waren es jetzt bisher irgendwie so perspektiven?
 Genau, das ist der Punkt. Du sagst das Philipp, das waren bis lang perspektiven und Pläne.
 Es gab ja einen Vorschlag vom Bundesfinanzminister Scheuble, der eine ganze Reihe von Vorschlägen enthalten hat, der auf der anderen Seite aber auch wieder im Kritik auf sich gezogen hat.
 Gerade, ob wenn ich das richtig verstanden habe, auch von einer Opposition natürlich, aber wenn ich es richtig verstanden habe, auch von Transparency, das können wir gleich nochmal vertiefen.
 Warum, die sich kritisch geäußert haben, der Kerngedanke war, wohl, dass diese Vorschläge zum einen zu spät kommen, das die Bundesregierung also Jahre, wenn ich ja zähnte Probleme mit der Transparenz und Probleme mit schwarzen Kassen mehr oder weniger hingenommen hat zum einen.
 Und zum anderen, dass sie Vorschläge auch nicht weit genug gehen. Das war jedenfalls die Kernbotschaft. Aber wie gesagt, ich denke, das sollten wir dann anfangen mit unserem Gast gleich nochmal vertiefen.
 Und ansonsten hat sich noch nicht ganz viel getan. Ich meine, dass es jetzt noch keinen Gesetzentwurf gibt, zwei, drei Wochen später, das ist, denke ich, mal verständlich.
 Aber ich habe jetzt lang auch nicht in Annahmung des die Bundesregierung, wie soll ich sagen, dass jetzt das Ganze um auf die Agenda gesetzt hat.
 Es gibt ja diesen zehn Punkteplan. Aber was daraus wirklich wird, muss man sehen. Ich habe gerade heute noch drüber nachgedacht, dass es ja auch andere erfahren gehabt, du hast es eben schon angesprochen, Philipp.
 Wo es dann immer heißt, wir reformieren da was, ein schönes Beispiel ist Landesverrat, wir ändern uns alle im letzten Sommer Juli August ein großer Skandal ausgesprochen fragwürdige Ermittlungen gegen zwei Journalisten von Netzpolitik.org.
 Und dort hieß es dann auch in der Diskussion der Landesverratsparagraf muss natürlich so geändert werden, dass damit kann Journalisten mehr verfolgt werden können.
 Und ehrlich gesagt, zehn Monate später oder neun Monate später, muss man konstatieren. Also ich habe jedenfalls noch keinen Gesetzentwurf gesehen und das obwohl das Bundesministerium ja ansonsten fleißig Vorschläge auf den Tisch legt.
 Und sofern da müssen wir einfach mal abwarten, ob den wenigstens in diesem Fall sich etwas konkretes tut.
 Ja, wir sind jetzt verbunden mit Kasper von Haunschild im Vorstand von Transparenz, die Internationale erst mal ganz herzlich willkommen in der Lage der Nationen her von Haunschild.
 Ich habe schon in der Anmord so ein bisschen oder in der Ankündigung so ein bisschen gesagt, sie sind im Vorstand von Transparenz International, also einer Vereinigung, die sich wieder nahmisch und sagt mit Transparenz in der Zivilgesellschaft den weitesten Sinne auseinandersetzt, das reicht eben von Korruption bis in diesem Fall jetzt Steuerinterziehung.
 Erzählen Sie doch mal, wir haben uns ein bisschen gefragt, wir haben jetzt viel gehört an Anforderungen und Plänen von den Kernstaaten in Europa, von den Schäubelzehnpunkteplanen und von der G20.
 Wenn Sie mal so zum Einleitung mal sagen, so global macht das alles Sinn, was wir da gehört haben oder geht das alles in die falsche Richtung?
 Also, eins kann man sagen, die Richtung stimmt, denn endlich will man sich wohl wirklich zusammen tun und da sind ja jetzt auch die G5, die sich zusammengetan haben und zwar inklusive England, weil sie wirklich alles spüren.
 Es ist nicht nur eine Stink-Sauer, die Straße und die Unterschiede nicht mehr zwischen illegal oder illegitim, es ist eben einfach alles Empörungspotenzial und deswegen hat die Politik das Gefühl, wir müssen was tun.
 Also, wir haben ja jetzt so ein paar Sachen, Panamá ist zum bilateralen Austausch bereit, die OECD-Staten tauschen heute schon, bei 98 Ländern, Daten aus.
 Die EU hat in der Geldwäsche Richtlinie ohnehin so einen Register beschlossen, in dem vom gelistet werden sollen. Was müsste denn jetzt passieren, Ihrer Meinung nach?
 Die müssen den automatischen Informationsaustausch unter den 98 Ländern erst mal technisch hinkriegen.
 Das funktioniert noch nicht, oder wie?
 Das muss auch noch gar nicht funktionieren, weil man das ja sich erst vorgenommen hat für 2017, 2018, aber die Formate, wie das funktionieren soll, ist zum Beispiel vereinbart und das ist gut so.
 Nur, Sie haben ja gesehen, Panamá hat ursprünglich gesagt, wir beteiligen uns daran nicht, weil unser Geschäftsmodell ja eigentlich ist die Anonymität von Briefkastenfirmen, Beziehungsweise von Schwarz-Gerlern aufrechtzuerhalten und unter dem Druck, haben Sie gesagt, naja, wir werden wohl doch teilnehmen wollen oder müssen am automatischen Informationsaustausch.
 Und das ist auch gut so. Nur die 98 sind noch nicht genug. Wir haben zum Beispiel zwei Schattenfinanzplätze, die ganz vorne stehen und das eine ist england mit seinen 17 Territories und ihr Mayer-Kolid-Kolonien und Amerika mit Delaware und so weiter.
 Warum machen die denn nichts? Warum passiert denn nicht, Jan?
 Und jetzt geht also meine Erwartung ist, die G5 ist nur deswegen zustande gekommen mit Spamien, Italien, Frankreich, Deutschland und England, weil man will, dass Amerika jetzt endlich zu Kreuzekriegt.
 Wenn diese 5, sagen wir, super Powers in, wenn wir die großen Kräfte in Europa sagen, so wir sind jetzt bereit, alles zu tun, automatischen Informationsaustausch, Register über den wirtschaftlich berechtigten.
 Wir wissen dann, also wer hinter einem Briefkasten steht, wer hinter jeder Firma, die anonymisiert heißt, irgendwie genannt wird in Panamau oder sonst wo steht, dann haben wir wirklich ein Netzwerk, wo die Ermittlungsbehörden ins Besonder ermitteln können, ob der Herr Kassbach von Haunchild mit einem Konto in Panamau seine einkünfte Ordnungsgemäß versteuert hat.
 Und das ist, Herr von Haunchild jetzt wird ja in der Tat sehr oft kritisch zum Beispiel auf Panamau geblickt, aber sie haben es eben gerade schon angedeutet, das ist ja nun durchaus nicht der einzige Staat, in dem es rechtlich noch das eine oder andere zu wünschen gibt aus der Perspektive der Transparenz.
 Können Sie für uns noch kurz zusammenfassen, was denn eigentlich zum Beispiel in den USA das Problem ist, aber auch in Deutschland, denn wenn ich das gesehen habe, sind ja ihre Formvorschläge, eben bis lang vor allem auf die International Zusammenarbeit bezogen.
 Und vor der eigenen Haustür will, bis lang wohl niemand so recht kehren.
 Ja, also das gibt einige Leute das behaupten, ich habe da eine andere Position.
 Ich habe auch, wir haben gerade die Anti-Geldwäschekonferenz gehabt in München, die zwölfte und da ist auch BMF, also der Anti-Weltwäsche Papst aufgetreten und hat ganz klar gesagt, ja, wollen wir haben die Signale gehört.
 Wir ziehen die vierte Anti-Geldwäsche direkt direktive der EU vor in der Umsetzung und wir machen eine fünfte gleich, indem wir noch einiges zu regeln haben.
 Und wir werden in der EU eine schwarze Liste machen und die schwarzen Listen sind in, sind wirklich das, was schon vor zehn Jahren als die ersten schwarzen Listen in der ganzen Anti-Geldwäsche-Thematik haben und plötzlich Ukraine und Israel auf der Liste standen.
 Was meinen Sie, was in diesen Ländern insbesondere auch in Israel plötzlich los war zu kooperieren und die Hausaufgaben in Sachen Anti-Geldwäsche zu machen.
 Und was ist das?
 Also jetzt der EU, wenn darauf die 17-Crohn-Kollonies der Engländer nicht sind und Amerika mit Delaware nicht ist, dann ist es alles umsonst gewesen.
 Aber wird es denn drauf sein auf diesen schwarzen Listen?
 Das wissen wir nicht.
 Aber weil die schwarze Liste gibt es ja in die Gorsäuer-Bole, weil ich erst im Juni kommen. Aber an der wird jetzt gearbeitet und ich kann es mir nicht vorstellen, dass die Amerikaner sagen, wir haben nur Faktor gemacht.
 Also wir haben nur die Besteuerung von Amerikanischen Bürgern rund um die Welt für uns geregelt und alles andere interessiert uns nicht.
 Wir kooperieren nicht, wenn ihr Deutschen ermittelt für einen deutschen Bürger, der seinen Konton in Delaware hat.
 Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Amerikaner Trump vielleicht schon, aber ich glaube, verclienten nicht.
 Also weil die ganze entscheidende Frage ist ja so ein bisschen, es geht ja ganz, also es geht einmal um diesen automatisierten Datenausthausch und es geht um diese Register.
 Also das sozusagen mal nachschlagen kann, da ist eine Former in Delaware oder auf den Witteschwarchen-Eilens.
 Und wir wollen mal wissen, wer ist denn eigentlich der wirtschaftlich berechtigt, denn das dann deutsche Steuerbehörden nachgucken können, wer ist denn das jetzt?
 So, und dann geht es um diesen automatisierten Datenausthausch, wo dann solche Daten eventuell auch automatisiert ausgetauscht werden, richtig?
 Genau, die werden einmal im Jahr tauscht das Finanzamt, das deutsche Finanzamt mit dem Amerikanischen Finanzamt so wie ideal, die Daten aus, die über die jeweils anderen Bürger gespeichert sind.
 Das ist der Plan. Ja, und dafür hat die OECD ein super Projekt gemacht, da sind die technischen Details, die müssen ja mal erst mal lesen können, diese Daten, die da ausgetauscht werden soll.
 Da hat man sehr viel gemacht, es ist immer nur zwei Themen sind, wer macht mit? Und es gibt das sogenannte Reziprozitätsprinzip, das heißt, wenn Amerikanik liefert, liefern wir auch nicht.
 Okay, lassen Sie uns sagen, ich habe nicht das Problem, aber das ist das Problem mit den Schwellenländern oder mit den Sauer-Mail-Erwicklungs-Dauer.
 Die sind technisch zum Teil noch gar nicht in der Lage zu liefern. Also, sagen wir mal, Uganda würde von uns geliefert bekommen, die Kapital-Einkünfte eines Ugandischen Bürgers in einer deutschen Bank,
 kann aber die über deutsche Bürger in Uganda nicht liefern. Und dann, nach Reziprozitätsprinzip, würde man zwischen Uganda und Deutschland keine Daten austauschen. Das wäre ganz schlecht.
 Ulf, können Sie den für unsere Höhren und Höhre vielleicht doch noch mal ganz kurz zusammenfassen, wo eigentlich wirklich das Problem ist,
 denn schon gehört Daten müssen ausgetauscht werden, aber jetzt ganz konkret formuliert, wo hart ist denn zum Beispiel in den Vereinigten Staaten. Sie sagt schon, Sie haben da bedenken, dass dort zugestimmt wird, den notwendigen Schritten.
 Aber was sind denn aus heutiger Sicht die Probleme und was müsste geschehen, konkret?
 Ja, es muss also, Uganda habe ich glaube ich beschrieben, Uganda schaffen das Technisch nicht. Amerika schürft, würde es technisch natürlich schaffen. Aber Amerika...
 Aber was denn? Was denn? Wir sind ja alle keine Experten, wir sind so, ich bin es lang bleibt, dass jedenfalls für mich noch so ein bisschen unklar, wo jetzt konkret das Problem ist.
 Welche Informationen muss denn, wer bekommen, die jetzt zurzeit nicht bekommen kann?
 Es muss über jede Einkünfte aus Kapitalvermögen zinsen oder dividenden.
 Was ja bei jedem Konto, bei jeder Bank für jeden... Sagen wir mal jetzt Amerikanischen Bürger, wenn wir mal bei Deutschland, Amerika nehmen.
 Aufgelaufen ist in Deutschland, würde diese Einkünfte, würden ohne befragen des Amerikanischen Bürgers in Deutschland, der ein Konto bei der deutschen Bank hat.
 Automatisch einmal in Jahr an die IRS, also anders Finanzamt in Amerika geliefert, sodass das Amerikanische Finanzamt sieht, aha, der Herr Bürger Clayton oder wie er immer heißt, hat so und zu viel Einkünfte aus Kapitalvermögen und jetzt schauen wir doch mal, ob er in seiner letzten Einkommenssteuerklärung dieses angegeben hat.
 Das heißt, es geht angegeben ab, dann kriegt er in der Mittlungsverfahren oder in der Kräfte, gesagt was ist denn los. Du hast in Deutschland doch Einkünfte aus Kapitalvermögen gehabt.
 Nun, in deiner Einkommenserklärung, hast du es nicht erwähnt, finden wir aber nicht gut.
 Und an welcher Stelle kommen diese Briefkastenfirme rein? Also angenommen, ein Amerikaner hat in Deutschland eine Briefkastenfirma und es gibt ein Register beispielsweise, wo man reingucken kann und erfährt, wer der wirtschaftlich berechtigte dieser Briefkastenfirma ist.
 Würde das auch mit in diesen Automatisierten Daten austausch reinfallen?
 Ja, das ist der nächste Thema. Hinter jedem Konto steht ja zunächst mal eine private Person und der Informationsaustasch geht eigentlich nur über private.
 Es ist gedacht für private Bürger, also für natürliche Person, die dort ein Konto haben.
 Wenn der sich jetzt anonymisiert hat, indem er dahinter einen Trust oder eine Briefkastenfirma tut, dann muss die Bank wissen, wer ist der Mann hinter dieser Briefkastenfirma und muss nicht über die Briefkastenfirma berichten, sondern über den Mann dahinter, wenn er Einkünfte aus Kapitalvermögen hat.
 Also es nützt dann nichts mehr, sich in der Anonymität zu schützen, mit einer Briefkastenfirma.
 Wenn es solche Register gibt, verstanden.
 Das ist sozusagen also diese automatisierte Daten austausch, der sozusagen für diese fast 100 Länder spezifiziert ist und umgesetzt werden soll, plus diese Register, die jetzt die G20, aber auch vor allem die G5 in Europa verlangen.
 Das ist sozusagen der Plan und glauben Sie, dass das kommt?
 Also der Plan ist nicht neu. Alle europäischen Länder haben sich zur Umsetzung der vierten Anti-Geltwäsche-Richtlinie bereit erklärt, alle, wie sie da sind, alle 27.
 Das heißt, europäische Länder haben schriftlich erklärt, wir beteiligen uns am Entschuldigung, am Register für wirtschaftlich berechtigt.
 Das heißt, da arbeiten Sie auch alle dran. Zudem hat man den Automatienformationsaustausch vereinbart, daran haben inzwischen 100 oder 98 Länder, bereit erklärt sich daran zu beteiligen.
 Einige Schattenfinanzplätze, so wie Delaware und Amerika haben noch nicht erklärt, dass sie sich im Automatienformationsaustausch beteiligen.
 Delaware hat sogar gesagt, wir machen da nicht mit, warum?
 Weil dann ihr Schattenfinanzplatzkonzert, ich nenne das immer Quick and Dirty, kaputt ist, weil da gehen eben viele Ausländer, Amerikaner können da ja gar nicht hin, in viele Ausländer gehen da hin.
 Gründen eine Firma in 20 Minuten bestellen ein Direktor, der sie vertritt und nennen das Ding einfach nicht wie der Bürger heißt, sondern mit einem Fantasienam, Sandschein in die US und sammeln dort Gelder ein.
 Und dort schwarz Gelder. Okay, also das heißt, da ist ein paar von diesen Oasen machen nicht mit und deswegen soll es ja diese schwarzen Listen geben, eben Druck auszurücken, um diese Oasen da draufzusetzen und zu sagen, ihr steht auf dieser schwarzen Liste, was droht diesen Ländern denn die auf so einer schwarzen Liste?
 Also bisher gibt es keine Sanktion, es gibt aber eine negative Öffentlichkeit. Jetzt stellt sich die Frage eine Ukraine und ein Israel war seinerzeit bei den Geldwischen-Themarien sehr beeindruckt davon, weil sie am Kapitalmarkt teilnehmen wollen, ist Amerika beeindruckt davon, dass plötzlich sie dort auch so einer Liste stehen.
 Das weiß ich noch, es ist nicht abzuschätzen, Amerika selbst ist ein großer Kapitalmarkt, der jetzt eigentlich gar nicht nötig das mitzumachen, aber es wäre schon eine gewaltige Empörung, denn dahinter steht ja da was ganz anderes.
 Dahinter steht, dass alle Finanzminister die 240 Milliarden kennen und 240 Milliarden sind die hinterzogenen Steuern inklusive Körperschaftsteuer, die es einfach gibt und man will auch jetzt diese Körperschaftsteuer-Themartik, also die Besteuerung von Einkünften von Unternehmen endlich regeln,
 weil es wird nicht nur von den Unternehmen als ungerecht empfunden, sondern auch nicht nur von den Mannern auf der Straße, sondern auch von den Unternehmen als viel zu komplex empfunden, das immer wieder Wettbewerber auch ihre Ergebnisse verbessern können, dass sie einfach weniger Steuern zahlen, durch Lux-League und was weiß ich alles.
 Also dahinter steht eigentlich der Versuch, wir sollten jetzt mal und das haben ja auch viele Wirtschaftsvertreter gesagt, wir sollten jetzt wirklich mal ran gehen, die sind jummeln von Steuerschlupflöchern für Unternehmen auch endlich stillzulegen, weil das ist einfach zu viel Geld, was dort den auseinenden der Industrieländer auch verloren geht.
 Okay, also wir halten fest, die Absichten und die Pläne sind gut und die Umsetzung, die Chancen auf die Umsetzung standen nie so gut wie jetzt, kann man das zusammenfassen und wir warten weiter ab, was passiert im Sommer?
 Ich würde sagen, die Chancen stehen so gut wie jetzt, weil sie als Journalisten haben wirklich einen Thema und bleiben sie da dran und warten sie auf die schwarze Liste und wie damit umgegangen wird.
 Wer wagt es wirklich, dass man oder knappzusteigen, springen in diesen Schlund hinab, denn die Amerikaner auf die Liste zu setzen ist eine diplomatische Pettitesse?
 Herr von Aunchin, ich danke Ihnen ganz herzlich für Ihre Zeit und wünsche alles Gute und noch ein schönes Wochenende.
 Alles Gute, danke.
 Tschüss.
 Allright.
 Okay, aber das klingt ja verhalten optimistisch.
 Ja, ich fand es interessant, dass er so, wie er sich so konsequent geweigert hat, mal zu schauen, was wir denn aus deutscher Sicht eigentlich an Beiträgen liefern können.
 Also man sich da mal die Medienberichterstattung, auch gerade im Kontext Panamapapers angeguckt hat, dann haben wir denke ich hier schon aus so ein paar Probleme.
 Ich weiß nicht, das hat wahrscheinlich auch viel mit der Politik quasi von Transparency zu tun, dass sie jetzt lieber internationale Vereinbarungen einfordern.
 Aber was man ja in Deutschland zumindest mal kritisch erwähnen kann, ist die Tatsache, dass wir zum Beispiel kein einheitliches Register haben für Grundstücke.
 Das heißt, das Grundbuch wird jeweils bei Amtsgerichten geführt.
 Und wenn man wissen will, wie man Grundstücke hört, dann muss man eben zu dem örtlich zuständigen Amtsgericht so weit so gut.
 Wenn ich aber wissen will, welche Grundstücke hat eine bestimmte natürliche Person oder auch eine bestimmte Firma?
 Dann gibt es dafür kein Register, da müsste man also theoretisch tausende von Amtsgerichten in Deutschland abklappern, um das zu erfahren.
 Und es gibt eben deutliche Anzeichen dafür, dass Briefkastenfilm zum Beispiel aus Panamá,
 Deutschlandsystematisch Grundbesitz aufkaufen oder auch Firmen aus Russland.
 Und da wäre es ja schon interessant zu erfahren, wer denn da eigentlich die wirtschaftlich berechtigten sind.
 Wir haben heute noch ein anderes Thema mit dem du dich intensiv befasst hast. Und zwar hat in dieser Woche das Bundesverfassungsgericht ein viel beachtetes Urteil gefällt, nämlich zum BKA-Gesetz.
 Und zwar war es, du daran ja auch so ein bisschen beteiligt, wenn ich das so richtig sehe.
 Das Bundesverfassungsgericht hat das hies immer große Teile, da können wir ja noch mal darüber reden, in welchem wird das wirklich große Teile waren.
 Aber doch ein paar wichtige Punkte an diesem BKA-Gesetz für verfassungswidrig erklärt, da geht es um Bürgerrechte, um Möglichkeiten der Überwachung.
 Ulf, du hast dich dieses ganze 118 Seiten durchgelesen?
 Jedenfalls, die Kernpassage habe ich mir inzwischen durchgelesen. Das war natürlich eine ganze Menge.
 Und es steht auch vieles interessante drin, aber ich denke, bevor wir da auf Einzelheiten zu sprechen kommen, macht es Sinn,
 und wir ganz kurz noch erklären, worum es eigentlich geht bei BKA-Gesetz. Das kann ich schaden. Und zwar Mitte der 2000er Jahre kam so die Idee auf,
 dass man in Deutschland so eine Art FBI schaffen müsste. Jedenfalls für bestimmte Straftatenbereiche oder bestimmte Gefahrenbereiche.
 Und da hat man sich dann so den sogenannten internationalen Terrorismus rausgepickt und gesagt, wir schaffen hier eine zentrale zuständige Polizei normalerweise.
 Es ist ja Polizei, also Gefahren abuelender Sache, aber in diesem relativ schmalen Bereich hat das BKA jetzt eigene Polizeizuständigkeiten bekommen.
 Und bis dahin war das BKA vor allem so einer Servicestelle für die Landespolizeibehörden. Da ist es jetzt auch selber zuständig, aber eben nicht allgemein, sondern spezifisch zur Abwehr von internationalen Terrorismus.
 Und da ist ein neues Gesetz geschaffen worden.
 Mit Schollung, Mitte der 1990er Jahre war das nicht Mitte der 2000er. Oder war man es jetzt? Nee, 2008 ist es beschlossen worden, so war es.
 Und ja, und das ist eine ganze Liste von Regelungen, die alle möglichen Formen von Überwachungsmaß.
 Also die ist BKA-Gesetz jetzt konkret. Das ist erst 2008 überhaupt beschlossen worden. Das gab es vorher gar nicht.
 Nee, das BKA-Gesetz als solches ist schon sehr alt. Das ist aus einer 50er-Jahren-Ursprung. Ich glaube, das BKA gibt es ja auch schon viele Jahre. Aber wie gesagt, das hat bis lang vor allem diese sogenannte zentralstellen Funktion wahrgenommen.
 Also Servicestelle und Vernetzungstelle für alle möglichen anderen Polizeibehörden aus den Ländern. Und hier ist es jetzt vor etwa zehn Jahren selber zuständig geworden für die Abwehr ganz bestimmter Gefahren, nämlich die Abwehr von Terrorismus gefahren.
 Das war so die Grundidee. Und da sind eine ganze Reihe von Regelungen neu geschaffen worden, dies vorher nicht gab. Und weil die eben so im Nachhinein eingefügt worden sind, haben die auch so merkwürdige Paragraphen Nummer.
 Das sind dann irgendwie 20 C, 20 H, 20 K, 20 L. Also es geht glaube ich bis 20 X, wenn ich's richtig gesehen habe. Also jedenfalls in eine ganze Reihe von Paragraphen.
 Und die hat sich das Bundesverfassungsgericht jetzt mal genauer angesehen. Und du warst ja aber auch mitteilig. Das hab ich ja gesagt, du warst im letzten Jahr da und hast quasi flapsig formuliert deine Meinung zum besten gegeben.
 Deine Einschätzung, wie kam es denn dazu? Ja, das Bundesverfassungsgericht hat eine mütliche Verhandlung durchgeführt über das BKA-Gesetz. Und dazu auch eine Reihe von Sachkundigen Auskunftspersonen eingeladen, wie das so schön hieß.
 Und unter anderem sind auch eingeladen worden, MNES, die International Deutschland und Netzpolitik.org. Und die haben mich dahin geschickt.
 Ich hab quasi im Auftrag dieser beiden Organisationen und mit deren Hut versucht bestimmte Punkte vor dem Gericht nochmal dazu legen, die aus sich dieser beiden NGO's besonders wichtig waren.
 Und ist das für dich rotine mittlerweile oder?
 Nein, ganz kenn ich. Das ist das ist das war mein erste Auftritt vor dem Bundesverfassungsgericht. Ich hab da ja durch mal gearbeitet, aber ich hab noch nie vor einem Senat gesprochen vorher und auch seitdem nicht.
 Das war schon eine ziemlich aufregende Veranstaltung. Muss ich das so vorstellen, das geht morgens sehr früh los. Schon um 9 mit dem sogenannten Berichterstatter gespräch.
 Das heißt also der Senatsvorsitzende Herr Kirchhoff und der zuständige Berichterstatter in diesem Fall Professor Masink laden die Parteien und die Sachverständigen ein.
 Schon mal so ein so einer halt nicht öffentlichen vorgespräch. Und dort werden so die wesentlichen Punkte erwartet, wer möchte voraofeingehen, wie ist so grob die Gliederungen der Verhandlung?
 So dass man so ein bisschen weiß, wie quasi die Formalien sind und dann um 10 geht es los und dann wurde innerhalb 1/8 Stunden verhandelt. Also bis in den Abend hinein mit einer kurzen Mittagspause.
 Und ich hab mich in meinem Statement vor allem konzentriert auf ein Thema, das mir persönlich besonders am Herzen liegt.
 Wir haben so ein bisschen abgesprochen, wer auf welches Thema eingeht bei den Sachverständigen. Und ich hab was gesagt zum Thema Trojana einsetzt, also online durch Suchung und Quellen Telekommunikationsüberwachung.
 So, okay, da hast du sozusagen deine Einschätzung dazu am besten gegeben. Jetzt haben die ja fast ein Jahr verhandelt und halt in dieser Woche das Urteil bekannt gegeben.
 Erzähl doch mal, was haben die denn jetzt geurteilt? Die Entscheidung ist ehrlich gesagt ganz schön komplex. Sie fängt an mit einer langen juristischen auseinandersetzung mit den Fragen, die da so im Raum stehen.
 Da geht es auf der einen Seite natürlich um die Gefahren durch den Terrorismus, also den Schutz von menschenlich, von bedeutenden Sachwerten, von der Gesundheit von menschen.
 Das sind wichtige Verfassungsgüter, oder das Gericht macht sehr deutlich, dass der Staat, die natürlich auch schützen muss, in möglichst effektiver Weise.
 Das ist aber auf der anderen Seite, dass natürlich auch diese Rechtsgüter nicht grenzenlos geschützt werden können, weil insbesondere dann, wenn man in bestimmte Rechtsgüter eingreift, dann ist natürlich auch der verfassungsrechtliche Preis relativ hoch.
 Beispiel, wenn man Wannsen in einer Wohnung einsetzt, sogenannte akustische Wohnraumüberwachung, dann ist es natürlich ein ganz erheblicher Eingriff in die Privatsferer, dass selbst gilt, wenn man den Computer eines Verdächtigen mit einem Trojana infiziert und dann im Potenzial alle der Zeint von diesem Rechnersystem ausließt.
 Aber um das nochmal ein bisschen einfacher zu, oder ein bisschen so ein klein Überblick, Sie haben sich sozusagen im Wesentlichen, die Amittlungsmethoden des BKA angeschaut, die in diesem Gesetz dem BKA zur Verfügung gestellt werden.
 Ganz genau. Das haben Sie sozusagen daraufhin abgeklopft.
 Das BKA soll dürfen, online-dustuchungen, akustische Wohnraumüberwachung, also Wannsenpflanzen, auch visuelle Wohnraumüberwachung, also Kamerasetzen, Online- also Computer-Etrojana-Sätzen sozusagen, dass man die Aktivitäten auf Computern überwachen kann und die Platten auslesen kann oder auch diese sogenannte ...
 Qualitäkery, also dieses Konzept, das auf mit einem Computerprogramm nur die Sprachkommunikation überwacht wird, die mit so einem Computer gemacht wird. Das alles haben sich angeguckt.
 Mal so ganz grob gefragt, haben Sie ein Werkzeug davon, die ja alle oder viele sehr umstritten sind, haben Sie ein Werkzeug davon komplett verboten und in den Orkos gekippt?
 Nein, das muss man ganz deutlich sagen und deswegen ist das meiner sich doch noch nicht ganz klar, welche Folgen dieser Entscheidung wirklich haben wird.
 Also wie gesagt, Sie haben sich sehr viel Mühe gegeben, Sie haben nämlich zunächst mal quasi Lehrbuchartig diese Abwägung zwischen verschiedenen Grundrechtlichen, wesentlichen Positionen.
 Sicherheit auf der einen Seite, als solche keine Grundrechtliche Position, aber zum Beispiel Leben und körperliche Unversehrt hat, sind natürlich verfassungswerte auf der einen Seite und dann Grundwerte oder Grundrechte wie Informational Selbstbestimmung oder Integrität und Vertrauligkeit, Informationsdänschersysteme, das sogenannte Computer Grundrecht.
 Das sind so die Grundrechte, die Sie abgewogen haben. Das haben Sie interessanterweise zunächst mal gar nicht am Beispiel einzelner Maßnahmen gemacht und das findet sich ein langer Teil, der sich fast liest wie ein Jura-Lehrbuch.
 Wo Sie so abstrakt und generell sagen, diese ganzen Grundrechte sind hier quasi wichtig, die muss man abwägen und dann stellen Sie so grundsätzliche Leitlinien auf, weil auch der welchen Voraussetzung in Grundrechte eingegriffen werden darf.
 Und dann gibt es einen zweiten Teil, wo Sie genau wie du das geschildert hast, so jede Eingriffsmaßnahme der Rhein nach Abklopfen und sagen, dieses hier ist okay, wie es geregelt ist, dieses hier ist nicht okay.
 Und viele Normen werden dann, wie man so schön sagt, Verfassungskonform ausgelegt, das heißt, die sind nicht als solche Verfassungswidrig, aber das Gericht sagt, dass Sie in einer ganz bestimmten Weise verstanden werden müssen, weil Sie sonst verfassungswidrig wären.
 Das ist immer so ein bisschen gefährlich, weil natürlich diese Aussehmung des Gerichts letztlich nicht im Gesetz auftauch, das heißt also, wenn man das Gesetz dann so liest wie es da steht, kann man das Miss verstehen.
 Und ob das so in Eifel des Gefechts, gerade wenn es um Terrorismusabwehr geht, immer das so richtig wirkte, kann man sich dann fragen, ob das so klappen wird.
 Es gibt aber andere Normen, wo das Gericht gesagt hat, dass Sie mit dem Grundgesetz unvereinbar sind.
 Also, das macht man, wenn du das jetzt so durch die Klinie ist, was sozusagen unter welchen Bedingungen okay ist und was mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist, fangen wir doch mal mit dem an, mit den Sachen, die nicht vereinbar sind.
 Ja, das ist das Problem, dass eben ganz wenig wirklich grundsätzlich verboten wird.
 Das ist immer so, dass die Maßnahmen als solche vom Gericht akzeptiert worden sind, sondern und dann bestimmte Vorgaben gemacht worden sind, wie sie anzuwenden sind.
 Beispielsweise gibt es Regelungen, die bei den meisten Ermittlungsmaßnahmen vorgesehen sind, zu den unernsten Schutz des Kernbereichs der persönlichen Lebensgestaltung.
 Das ist so etwa das, was man so landläufig als Intimspherer versteht, in diesem Kernbereich darf grundsätzlich nicht eingerüffend werden.
 Das heißt, also da darf der Staat zunächst mal gar keine Informationen erheben aus diesem Kernbereich, aus dieser Intimspherer und wenn es doch passiert, dann darf er sich jedenfalls später nicht verwenden.
 Und früher hatte sich so ein bisschen eingebaut, also diese Grundidee des Kernbereichs Schutz ist es nicht neu, die gibt es schon seit etwa einem Jahrzehnt.
 Allerdings muss man sagen, hatte der Gesetzgeber in diese Kernbereichs Schutz in den Regelungen immer so ein bisschen Augenzwingkant ausgestaltet.
 Ausgestaltet, der Hießes da nämlich immer, es dürfen natürlich keine Kernbereichs relevanten Daten erhoben werden.
 Aber wenn zum Beispiel ein Gespräch belaust werden soll, wo Kernbereichs Daten und normale Daten gemischt werden.
 Wenn sich also ein Perchen sage ich jetzt mal unterhält und dabei flirtet und vielleicht sogar irgendwelche erotischen Inhalte austauschen auf der anderen Seite, auch ob das Wetter redet, dann durften diese Inhalte, dann ruft das ganze Telefongespräch auch mitgeschnitten werden.
 Und das ist natürlich, wie soll ich sagen, jetzt kein besonders wirksamer Kernbereichs Schutz, denn dann muss ja ehrlich sagen, selbst die Intimsten Gespräche werden ja auch 2 oder 3 Sätze enthalten, wo es ums Wetter geht oder darum, ob man auch eingekauft hat.
 Das heißt, als der Kernbereichs Schutz ist bis lang vom Gesetzgeber, sagen wir mal jedenfalls nicht besonders engagiert ausgestaltet worden und da sagt Karlsruhe, das geht auf keinen Fall.
 Wenn man das so macht, das kann man so machen bei der normalen Telefonüberwachung zum Beispiel, dann muss es aber eine zweite Stufe geben, wo dann jemand prüft, ob denn die so erhobenden Daten Kernbereichs relevant sind.
 Und wenn sie in den Kernbereich fallen, dann dürfen sie wenigstens nicht verwendet werden, also Karlsruhe verlangen, wenn man so will, eine zweite Filter Stufe nach der Datenerhebung.
 Also so einer Art Jury wurde das ja immer bezeichnet.
 Das ist so ein gremio, so ein unabhängiges Gremium, den erstmal diese aufgenommenen und abgeschnächelten Daten vorgelegt werden müssen und die dann ausfiltern und dann das, was sie für relevant halten, ans BKA weitergeben.
 Funktioniert das?
 Ja, das ist genau das Problem. Ich habe mit dieser Entscheidung ehrlich gesagt einige Probleme. Ich habe die natürlich am Anfang, als ich das so las, auch mit Freude zu Kenntnis genommen, weil ich mit einer ganzen Reihe von Vorschriften echte Probleme hatte und dachte, die sind arg weit geraten.
 Ich bin mir aber nicht sicher, ob die Entscheidung jetzt wirklich so viel bewirken wird, um nochmal bei diesem Beispiel Kernbereichschutz zu halten.
 Das Gericht sagt zwar im Prinzip, muss es sowas geben, wie ein nachgelagerten Schutz, eine zweite Filter Stufe ist, sagt aber eben nicht so richtig, wie das laufen soll.
 Normalerweise muss es eine unabhängige Person sein, das muss aber auch wiederum nicht immer so sein.
 Dann gibt es wiederum eine Abwägung, wenn also bei der Erhebung von Daten ein bisschen gedauer hingesehen wird, dann kann auf der anderen Seite auf der zweiten Stufe der Prüfung auf eine unabhängige Stelle ganz verzichtet werden.
 Um das jetzt mal kurz darzustellen, das ist im Detail, die kompliziert hat, das Gericht macht das für jede Eingriffsmaßnahme nochmal neu, für jede für jede, ich sage jetzt mal, Schnüffelmaßnahme, gibt es eigene Abwägungen, die das Bundesverfassungsgericht trifft.
 Deswegen ist das auch so lang geworden, dass Ota, weil es da extrem ins Detail geht, aber ich muss ganz ehrlich sagen, wenn man ehrlich ist, glaube ich, wird es kaum irgendwelche Rennenzwerdenänderung geben.
 Der Gesetzgeber wird sicherlich hier und danach besseren müssen, aber ich glaube nicht, dass man, dass man immer mehr geht,
 dass man immergebnis so viel weniger Daten wird erheben können und zwar einfach deswegen, weil es so viele Hintertürchen gibt und so viele Abwägungsentscheidungen und so viele Abwägungsklauseln und das einerseits andererseits.
 Man muss schon sagen, die Entscheidung ist sehr, sehr sorgfältig ausgefallen, das Gericht hat sich viel Mühe gegeben und ganz offensichtlich ist es auch das Maximum, was möglich ist, denn es gibt ja Sonderwoten,
 das heißt also nicht alle Richter haben mitgemacht, es gab konservative Richter, die die Entscheidung offensichtlich kritisch sind. Ich glaube, das war jetzt quasi das Maximum, was möglich war, quasi ein rechtsstaatlicher Einhebung des Bundeskriminalamts, mehr ging sicherlich nicht.
 Das ist also jetzt kein Vorwurf gegen die liberalen Mitglieder des Senats, die versucht haben, das BKA, so ein Bild, nicht an die Leine zu nehmen.
 Aber ich bin etwas skeptisch, was im Ergebnis die Auswirkung dieser Entscheidung sein werden, letztlich hängt es jetzt vom Gesetzgeber ab, das heißt der Gesetzgeber muss an Tausendstellen, Gesetze daraufhin überprüfen, ob sie mit diesen Maßstäben vereinmal sind.
 Aber wie gesagt, es gibt so viele Abwägungsklauseln, dass ich jetzt mal ohne quasi die Gesetzes selber durchgegangen zu sein, alle den Eindruck habe, dass allermeiste wird sich irgendwie gesund beten lassen.
 Und ich glaube, die praktischen Konsequenzen werden vergleichsweise überschaubar sein.
 Okay, das ist ja doch ein ernüchternes Fazit.
 Ich hoffe, dass ich mich toll scheint, ich sage ganz offen, aber wenn ich mir das so angucke, ich glaube mehr geht nicht.
 Aber wir sind hier so ein bisschen in die Falle geraten des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes.
 Ich das ist ja so ein ganz zentraler Grundsatz in der deutschen Rechtswissenschaft, wenn man Jura studiert, dann kommt man praktisch in jeder Klausur, irgendwann an den Punkt, wo Dinge abgewogen werden müssen.
 Also jedenfalls sind jeder verfassungsrechtlichen Klausur oder generell, wenn zum öffentliches Recht geht, verwaltungsrecht, verfassungsrecht.
 Komm, man fast immer an den Punkt, wo irgendwelche Interesse miteinander abgewogen werden müssen.
 Und dann gibt es eben einfach keinen Schwarz und weiß mehr.
 Dann gibt es immer nur Grauzonen, Hell, Graudunkel, Grau.
 Und das ist aber natürlich für den Gesetzgeber eine ausgesprochen schwierige Situation, weil er keine klaren Vorgaben hat.
 Und wenn man sich dann so die Mehrheitsverhältnisse im Bundestag anguckt.
 Und auch so, wie soll ich sagen, die Möglichkeiten, Dinge zu skandalisieren im politischen Diskurs.
 Dann scheint es mir doch so zu sein, dass die Freiheitsrechte unter dem Strich meistens auf der Sträcke bleiben.
 Wenn man eine Sache, die hier immer noch in den Medien aufgeschrieben wurde, war, dass sozusagen die Weitergabe an ausländische Polizeibehörden und vor allem in Geheimdienste eingeschränkt ist.
 Und an strengere Bedingungen geknüpft ist.
 Ist das wirksam aus deiner… Ja, das ist wahrscheinlich einer Dämpunkte der Entscheidung, wo man am deutlichsten sagen kann.
 Das ist wirklich ein Schritt nach vorne.
 Das Bundesverfassungsgericht sagt sehr deutlich.
 Auch wenn Daten ins Ausland weitergegeben werden, kann man nicht auf die Grundrechtsprüfung verzichten.
 Es wird sehr deutlich gesagt, dass quasi das Schutzniveau, dass der Staat in den Daten übermittelt werden sollen, gewährt.
 Zum Beispiel für den Schutz der Privatsphäre, dass dieses Schutzniveau geprüft werden muss.
 Das heißt, der deutsche Staat darf quasi Grundrechtsverletzungen nicht sehen in den Augen, die Hand reichen.
 Und das finde ich eine sehr interessante Idee.
 Das zeichte sich übrigens auch schon in der müdlichen Verhandlung ab.
 Dazu hat Professor Matthias Becker, was gesagt, der auch im NSA-Interessumsausschuss als Experte war.
 Der hatte sich auf diesem Punkt konzentriert und das ist ganz offensichtlich auch beim Gericht angekommen.
 Da war die bisherige Regelung im BKA-Gesetz, nämlich extrem großzügig.
 Die hat Professor Becker, wie ich finde, sehr sehr treffend auf die Schippe genommen in der müdlichen Verhandlung.
 Und das hat den Senat auch ganz offensichtlich beeindruckt.
 Das ist so der konkrete Stepunkt.
 Und wie ist das mit deinem, mit deinem Punkt, also mit dem du dich da beschäftigt hast?
 Also, stichwort "Online des Suchungen"?
 Unernlich-Suchungen und Quellen-TKU werden in der Tat auch ein wenig eingehegt.
 Das Gericht sagt aber im Grundsatz sind diese Maßnahmen schon in Ordnung.
 Auch da hat es sich vor allem darauf gestützt, dass der Kernbereichs Schutz verbraucht wird.
 Also quasi nach der Erhebung muss genauer hingesehen werden.
 Aber da gibt es auch noch ganz wenig harte Fakten.
 Also man muss sagen aus der Perspektive derjenigen, die dem Einsatz von Trojanern skeptisch gegenüberstehen, wie ich das zum Beispiel tuhe,
 ist die Entscheidung eher enttäuschend.
 Ich hatte zum Beispiel auch den Punkt stark gemacht.
 Dass der Gesetzgeber doch ein wenig genauer vorschreiben muss, was den Trojaner eigentlich alles dürfen.
 Welche Anforderungen an Sie zu stellen sind, natürlich kann man jetzt nicht ins Gesetz genau reinschreiben, wie die zu programmieren sind.
 Aber man kann ja doch zumindest bestimmte Vorgaben machen oder man kann zum Beispiel auch sagen, dass bestimmte Gerichte entscheiden müssen.
 Und bestimmt zum Beispiel könnte man sagen, ein Dreier-Grebenjumm am Landgericht,
 sowie das bei der beim großen Lauschangriff der Falles und diese Vorschläge, die ich da gemacht hatte, um den Trojaner Einsatz ein bisschen einzuhiegen.
 Und Grundrechtskonformer auszugestalten, die jetzt der Senat, das muss man so deutlich sagen, leider nicht aufgenommen.
 Okay, das heißt, jetzt haben Sie aber Zeit, das einzuhaben.
 Jetzt hat der Gesetzgeber Zeit, das bis 2018 oder was das einzuharbeiten, umzusetzen.
 Genau. Also es hängt so ein bisschen davon ab, wie gesagt, das haben wir eben abgebrochen.
 Es gibt im Grunde drei verschiedene Typen, wie das Gericht sich geäußert hat, zu problematischen Normen.
 Also bestimmte Normen hat es auch ganz abgenickt. Das ist natürlich, da muss ja auch im Prinzip gar nichts passieren.
 Dann, aber dann gibt es drei Formen der Kritik, die das Gericht geäußert hat.
 Die erste Form ist verfassungskonformerauslegung. Wie gesagt, da kann das Gesetz zwar so stehen bleiben.
 Es muss aber in einer ganz bestimmten Weise verstanden werden. Aus meiner Sicht, sehr problematisch.
 Das macht gerade so zwei Gerne. Aber wie gesagt, weil dann die Kritik nicht im Gesetzestext auftaucht, liegen Missverständnisse allzu nah.
 Das heißt, also verfassungskonformerauslegung ist gefährlich.
 Zweite Möglichkeit, die Karlsruhe an anderen Stellen gewählt hat, ist die Erklärung für unten vereinbar mit dem Grundgesetz.
 Das heißt, also sagt man, diese Norm ist so nicht in Ordnung. Dann gibt es so bei einem Übergangsfrist bis 2018.
 Dann muss der Gesetzgeber reformieren, bis dahin bleibt sie aber anwendbar.
 Und dann gibt es einige ganz wenige Normen, wo Karlsruhe direkt gesagt hat, die werden für nicht dich erklärt.
 Das heißt, das Verfassungsgericht hat da auch eine ganze Reihe von Opzionen, wie es mit problematischen Normen umgehen will.
 Gut. Ja, okay, ich denke, das können wir mal als Bilanz, glaube ich, stehen lassen. Oder hast du noch irgendwas, wo du was dir besonders am Herzen liegt?
 Ich denke, das ist jetzt, wenn man so will, eine Arbeitsprogramme. Jetzt die der Ball, die ich ganz klar bei den Parlamenten.
 Und natürlich auch bei Bürgerrechtlich engagierten NGOs, diese Entscheidung Fruchtball zu machen.
 Wir gesagt, das Gericht hat ja vor die Klammer gezogen, Lehrbuchartig, geradezu wie Freiheit und Sicherheit,
 um das mal so etwas plakativ auszudrücken, abgewogen werden müssen. Und mit diesen Maßstäben kann man natürlich jetzt auch arbeiten.
 Es gibt ja auch andere Gesetze, die schon in der Pipeline sind. Die Überwachungsmaßnahmen festlegen. Bayern zum Beispiel will jetzt gerade ein neues Verfassungsschutzgesetz
 erlassen, dass aus Bürgerrechtlicher Perspektive einiges, sage ich mal, eine sehr harte Worte enthält.
 Und da wird man jetzt sehr genau hingehen, hinsehen können und müssen mit den Maßstäben aus der neuen Entscheidung.
 Gut. Ich denke, das lassen wir jetzt mal so stehen. Ist ja sehr eher so ein bisschen an Nüchtern. Also ich hatte das ja auszuglehen, hab das unterjetzt nicht gelezen.
 Aber ich dachte dann auch so, wir auch bei vielen anderen Urteilen des Bundesverfassungsgerichts, wo man sich mal wünschte, dass mal irgendwo klare Linien und klare Strecke gezogen werden.
 Also stichwort, vor Ort, da in Speichungen, das ist dann immer nicht passiert, sondern es ist immer so, dem Gesetzgeber an Heim gestellt worden,
 dadurch einen Ausgleich selber zu definieren. Und das scheint mir hier auch so der Fall zu sein.
 Ja, ihm so ein bisschen hinzuschreiben, ja, worauf er achten muss und welche Rechte dort abgewegen, wo er gewogen werden müssen und was das auch vereinzelt, wenn man Maßnahmen bedeuten könnte.
 Aber wie das dann so in gesetzelge Gossen wird, da gibt es dann noch ziemlich viel Spielraum.
 Ich sage ja, das ist genau so, wie du sagst, Philipp, das liegt eben gesagt vor allem an der überragenden Bedeutung dieses Verhältnismälzigkeitsgrundsatzes im deutschen Recht.
 Und der ist eben letztlich einfach nur eine bestimmte Abwägungstechnik, der definiert eben gerade nicht, wie etwas auszugehen hat.
 Man kann da natürlich aber auch sagen, das hat auch sein gutes, denn der Gesetzgeber ist immerhin demokratisch legitimiert.
 Der Gesetzgeber ist ja quasi die Stimme des Volkes und insofern finde ich das in Grundsatz auch richtig, das Karlsruhe sehr zurückhalten, damit es wirklich klare Vorgaben zu machen.
 Und das zum Beispiel ist auch die Kernkritik aus den Sonderwoten, die abgegeben worden sind, die konservativen Richter sagen.
 Also diese ganzen konkreten Vorgaben, wie lange müssen Fristen sein, was geht, was geht nicht, das steht doch einfach im Grundgesetz nicht drin.
 Die kritisieren das, was zum Beispiel auch im amerikanischen Diskurs immer wieder vorkommt.
 Das ist einfach, das ist einfach ein Schritt zu weit, so genau, steht es in der Verfassung nicht drin.
 Karlsruhe ist kein Ersatzgesetzgeber.
 Das muss man sehen, klare Vorgaben wären auch aus der demokratischen Perspektive nicht unproblematisch.
 Vielleicht sind diese auch schon ein bisschen zu weitgehend. Auf der anderen Seite ist es natürlich so der demokratische Gesetzgeber.
 Infalls auf Bundesebene, nehmt es eben leider Gottes viel zu oft nicht so genau mit den Grundrechten.
 Ja, weiß ich genau, also bis genau aufzählen, dass das Bundesverfassungsgericht dann schon kommt und sie zurechtweist.
 Vielleicht ist das ja tatsächlich auch eine valide Strategie, dass das Gericht jetzt sagt, nee, wir machen euch keine konkreten Vorgaben.
 Wir machen euch keine konkreten Gesetzestexte. Das müsst ihr schon selber sehen, um vielleicht auch so ein bisschen die Selbstvernehmung und die Debatte und so ein bisschen so erzierische Wirkung auch mit reinzubringen.
 Eben nicht quasi das konkrete dann immer die Schrankenszusetzen, weil das natürlich auch so damals diesen Impuls befeuert.
 Wir machen mal so ein Gesetz und wenn es Zeit ein bisschen drüber geht, dann wird Karlsruhe das irgendwie schon zurechtweisen und so erzählen, wie es wirklich geht.
 Sondern zu sagen, ne, wir formulieren es hier weicher und ihr müsst bei der Gesetzgebung einfach selber genau darauf achten, dass es passt.
 Manz, oder?
 Das ist natürlich eine Hoffnung, die man haben kann. Diese Hoffnung habe ich auch ehrlich gesagt.
 Ich bin nur zugleich skeptisch, ob es tatsächlich so kommen wird, denn wenn man sich z.B. mal die Entscheidung wie zur anderen Dysochen anguckt,
 aus dem Jahr 2008, da ist es dann okay, die wird eins zu eins umgesetzt im BKA-Gesetz. Also in den Norm, um die es jetzt auch gingen, zu anderen Dysochen und zur Quellen-Tiker übertrieben ist,
 nur eins zu eins umsetzen, bedeutet ja nicht etwa, dass man die Spielräume, die das Verfassungsgericht gelassen hat, auch als Spielräume begreift,
 sondern es wird, wenn man so will, immer an der ganz rechten Leitplanken lang geschrammt und mitunter kommt man dabei auch so ein bisschen von der Fahrbahn ab.
 Und das ist genau das Problem, es passiert ja gerade nicht, dass man Spielräume als Spielräume begreift und dann irgendwie ein Mittelweg findet, sondern in aller Regel wird versucht, das zu regeln, was gerade noch geht und mit Unterschieds, man auch aber ziel hinaus.
 Also ich würde mir wünschen, dass einfach eine ehrliche Abwägungsprozess stattfindet, nicht und dass man ehrlich sich fragt, was ist denn jetzt wirklich wirksam zur Terrorbekämpfung brauchen wir?
 Und wir haben schon so oft darüber gesprochen, die Rechtslage ist jedenfalls nicht das einzig entscheiden, man muss auch einfach die nötigen Leute zum Beispiel haben, um die Dinge oben zu setzen und das passiert dann nicht, sondern es wird dann, es wird jetzt wird ja so langsam, aber sicher auch bei den Sicherheitsbehörden personell aufgestockt, aber viele Jahre gegen sind wesentlichen darum, in neuer Gesetze zu schreiben.
 Das bringt uns zum nächsten Punkt hier in unserem Ablaufplan, nämlich diese doch etwas ernüchternde Statistik, ebenfalls vom BKA-Spiel-Oller-Näthover berichtet.
 2015 gab es über 100.000 Haftbefehle, offener Haftbefehle, die nicht vollstreckt wurden. Da haben wir auch schon mal darüber geredet.
 Allerdings nicht in dieser Größenordnung, sondern da ging es um ein paar 100 gegen Rechtsradikale. Jetzt sind es 177.141 offener Haftbefehle, die nach BKA-Statistik nicht verstreckt wurden.
 Das sind häufig Verurteilte, die der Ladung zum Haftantritt nicht gefolgt sind, die haben sie ignoriert. Eine Fahndung wurde dann aber nur in besonders gravierenden Fällen angetreten.
 Im üblichen Fall, das hast du damals in der anderen Sendung auch erzählt, ist es dann nur so, dass für diese Leute auf die ernhafte Feuhausgeschrieben ist, die Bahafefefe gesucht werden, dann eben in der Personenkontrolle zufällig gefunden werden.
 Wenn sie zuwälligende Personenkontrolle geraten und dann wird nachgepugt, dann werden sie festgenommen. Aber in aller, in aller meisten Fällen passiert das natürlich nicht.
 Man wie oft gerät man so eine Personenkontrolle, was jetzt auch nicht so furchtbar häufig. Und nur in gravierenden Fällen wird eben gefahren.
 Das fand ich schon sehr merkwürdig, ehrlich gesagt.
 Der Vorsitzender der Polizeigewerkschaft sagt so schön ein riesiges Vollzugsdefizit haben wir hier und da kann ich ihm nicht widersprechen.
 Das ist natürlich ein großes Problem, wenn Haftbefehle, die immerhin bedeuten, jemand ist festzunehmen, tatsächlich nicht verschreckt werden.
 Das ist ein Problem, denn natürlich lebt die Rechtsordnung davon, dass die Rechtslage auch tatsächlich durchgesetzt wird. Auf der anderen Seite ist es ja heute schon so, dass die Polizei jedenfalls in Berlin, aber ich denke in anderen Bundesländern ist es nicht so viel anders.
 Gigantische Überstundenberge vor sich herrschiebt und man kann jetzt nicht einfach jeden Haftbefehlt tatsächlich verschreckt.
 Dazu muss man auch, ja.
 Es ist ja auch so, dass wurde ja auch gesagt, dass es eben überwiegend Bagatelldelikte sind. Ich glaube die kommunologische Zentrastelle in Wiesbahn hat dieses Argument gebracht.
 Also die Forsch zu sagen, im Auftrag von Bund und Ländern wissenschaftlich zu diesem Thema und die sagen, na ja, also diese Haftbefehle werden halt häufig ausgestellt, weil jemand schwarz gefahren ist oder jemand Drogen besessen hat.
 Dann wurde er zu einer Geldstrafe verordnet, die konnte irgendwie nicht zahlen und deswegen wurde so eine Ersatzhaftstrafe verordnet, die sind sie dann nicht angetreten und deswegen wurde dann Haftbefehl ausgeschrieben.
 Das waren sozusagen angeblich die überwiegende Zahl der Fälle und so im klassischen Sinne "Moderloft, Freirum und wird gesucht und nicht verhaftet".
 Das ist, glaube ich, die absolute Ausnahme macht das die Sache besser, dass es Bagatelldelikte sind, wo dann Geldstrafen verhängt wurden, die nicht gezahlt wurden, dann wurde alle Haftstrafe verhängt, die dann nicht angetreten wurde, macht das die Sache besser.
 Ich bin jetzt ein bisschen gespalten. In diesen Fällen, wo zunächst mal eine Geldstrafe verhängt wurde, ist jetzt so nächst mal eine Richterin oder ein Richter mit guten Gründen zu dem Ergebnis gekommen, dass gerade keine Freiheitstrafe verhängt werden sollte.
 Genau wie du sagst, dann handelt sich dann um so ein langer Ersatzfreiheitsstrafen, die an die Stelle einer nicht bezahlten Geldstrafe treten.
 Deswegen werden Geldstrafen jetzt zum Beispiel in Deutschland auch nie in konkreten Geldbeträgen angegeben, sondern nach dem sogenannten Tagessatzsystem.
 Also kann halt rund 30 Tagesätze zu je 10 Euro und das bedeutet dann eben, wenn man diese 30 mal 10, 300 Euro plus Gerichtskosten nicht bezahlt, dann muss man eben 30 Tage in Haft.
 Deswegen haben wir das Tagessatzsystem, damit man sehr schön umrechnen kann, Geldstrafe freitagst.
 Den Ör des Tagessatzes berechnet sich wie?
 Nach dem täglichen Einkommen. Wenn du 3000 Euro verdienst, dann kriegst du eben Tagessatz von 100 Euro. Passiert in der Regel aber nicht.
 Beisieren du auf den Monats Einkommen?
 Genau, das genau. Also bei dem Hinteres Monats Einkommen taht es durch 30.
 Hat dann die Tagessatz und wenn man will, dass hier jemand ex 1000 Euro bezahlt, dann sind das eben so in so viel Tagessätze?
 Nee, nee, andersrum. Andersrum so rechnet man gerade nichts, dann an man überlegt sich, was ist die angemässene Strafe in Tagessätzen?
 Und halt vielleicht im Kopf, dass 30 Tagessätze eben einen Monat freierst, Strafe sind. 180 Tagessätze sind ein halbes Jahr freier Strafe.
 Und so, das heißt, man setzt wirklich auch in der Praxis die Tagessätze fest, um sich das ein bisschen klar zu machen, indem man oft so ein bisschen berechnet, wie viele Monate während das denn.
 Und das verkündet man dann und die Tagessatzhöhe wird dann letztlich einfach technische ausgerechnet aus dem Einkommen, sobald man das ermittelt kann.
 Ah, so, der Tagessatz, die Rationalisierung ist so, ja, okay, also wie lange würde man ihn jetzt sozusagen die Freiheit entziehen, so einen Monat?
 Genau. So, und dann sind das, okay, 30 Tagessätze.
 Okay, und das ist dann in Geldbetrag so und so.
 Okay, und wenn er den dann nicht zahlen kann, dann muss er halt die entsprechenden Anzahl der Tage, okay, inknast.
 So sieht es aus. Also, um da auf deine Frage zurückzukommen, ist das jetzt dramatisch, ne?
 Und dann ist es jetzt, wenn man sich dann auch nicht mehr in Geldbetragsbahn jetzt zunächst mal Geld strafen, das heißt jemand, der Meinung, die Richterin, Richterin, der Meinung, deswegen nicht inhaftiert werden.
 Insofern ist es jetzt sicherlich auch keine ganz große Katastrophe auf der anderen Seite.
 Bleibt natürlich das Problem, dass verhängte Strafen auch versteckt werden müssen.
 Sonst macht sich das strafreches System letztlich auch zum Horst. Das muss man so sehen. Also das kann irgendwie nicht sein.
 Und es sind eben auch immer wieder mal Menschen darunter, die das völlig falsch verstehen. Wenn sie verurtheit werden und dann irgendwie nichts passiert, dann entstehen natürlich auch schnell der Anau.
 Ich kann machen, was ich will. Also das habe ich in der Tat schon aufgehabt, aus selbst bei Freiheitsstrafen, die zur Bewährung ausgesetzt werden.
 Kommt es nicht selten vor, dass das die angeklagten verurtheiten als Freispruch zweiter Klasse verstehen.
 Weil eine Freischrafe zur Bewerbung jetzt zunächst mal oft bedeutet, dass nichts passiert.
 Also allenfalls muss man zum Bewährungshervergehen oder vielleicht eine kleine Geldauflage erbringen oder eine Arbeitsauflage.
 Aber man muss ja eben gerade nicht ins Gefängnis. Und das verstehen viele leider völlig falsch.
 Es kam noch von Lena Kaiser über Twitter. Die Bitte doch mal uns zu äußern zu diesem Verfahren gegen den Herrn Breiweg.
 Beziehungsweise für ihn. Also der ist ja der Massenmörder quasi der in Norwegen.
 Viele Menschen umgebracht hat und dann zu lebenslanger Haft plus anschließender Sicherheitsverwahrung verurteilt wurde.
 Und der hat geklagt in Norwegen, weil er mit seinen Haftbedingungen nicht einverstanden ist.
 Die gegen sozusagen die Menschenwürde verstoßen seiner Meinung nach. Und das Gericht hat in erster Entzens gesagt, ja, dem ist so.
 Die Haftbedingungen müssen geändert werden. Jetzt ist das noch nicht die letzte Entzanz und ich glaube, der Staat wird der Berufung einlegen.
 Da ist das letzte Wort, also noch nicht gesprochen. Aber das Gericht hat ihm zumindest in erster Entzanz recht gegeben und gesagt,
 ja, diese Haftbedingung, das ist nicht in Ordnung, das verstoß gegen die Menschenwürde, weil er in Einzelhaft sitzt, weil er keinen Kontakt zu seinen Mitgefangenen hat,
 weil er nicht unkontrolliert, quasi telefonieren und briefeschreiben kann, etc.
 Und da war natürlich die Empörung, großha, wie kann denn ein Massenmörder jetzt seine Menschenrechte einklagen und sich über seine Haftbedingung beschweren?
 Der Sommer froh sein, dass er nicht so, das war so ein bisschen der Tänor, der rausgelesen hat. Der Sommer froh sein, der Sommer am Leben ist, dass wir nicht aufgehängt haben.
 Ich weiß nicht, also kann mich darüber nicht aufregen, der Mensch hat Rechte wie jeder andere auch, kann sich darüber beklagen, wenn er Einzelhaft sitzt und dann kriegt dann ordentliches Verfahren und die prüfen das.
 Und mein Gott, also wenn die dazu im Urteil kommen, dass das irgendwie gegen seine Menschenwürde verstoß, da ein Einzelhaft zu sitzen seit fünf Jahren, dann kann ich mich darüber nicht aufregen, dann ist das so.
 Oder? Also, wie ist Einzelhaft so ein schlimmes Sache, wenn er seit fünf Jahren quasi nur mit Wertern in Kontakt kommt und nicht mit gefangenen, die ist da glaube ich aber, die sich da auch sehr ra machen in diesem Hochsicherheitsdraktwo erwohnt.
 Also so waren sie sich für mitgefangenen, hier gibt es gar nicht mit den Nähe jetzt Kontakt haben darf.
 Ja, ich sag mal so anders, bei Weiburg ist natürlich jetzt auch nicht gerade ein Sympathieträgen, da muss man sehen. Also irgendwie fast 100 völlig unschuldige Menschen einfach so abzuknallen, weil man irgendwie auf verrückte Gedanken gekommen ist.
 Und irgendwelchen schwannten Ideologien zu nachhängt, das ist einfach auch jemand, der in der Knast hier reich hier natürlich auf unterstagsstufe stehen.
 Also vielleicht knapp noch Ober- vom Kinderschend an. Das muss man sehen, der hätte da jetzt sicherlich auch nicht viel Spaß unter seinen mitgefangenen.
 Aber die Sache mit der Einzelhaft ist wirklich nicht so unproblematisch.
 Der Mensch ist nun mal ein soziales Wesen. Menschen sind von ihrer Natur darauf ausgelegend, andere Menschen zu enttagieren.
 Und dann sind wir alle mehr oder weniger soziale Wesen. Es gibt Menschen, die ziehen sich gerne mal ein paar Tage zurück, andere Menschen gerade in südlichen Ländern.
 Das ist also das Klischee, reden den ganzen Tag, gehen wir und treten in meinen großen Gruppen auf, wie auch immer.
 Da gibt es sicherlich in ganz große Spektrum.
 Aber über Wochen und Monate, mit Jahre, mit keine Menschen, der einem irgendwie persönlich was bedeutet, was zu tun zu haben, das ist blankes Gift.
 Das muss man einfach sagen, das zerstört jede Seele. Und deswegen, da gibt es auch ohne Ende Studien darüber.
 Deswegen ist Einzelhaft in der Tat, wenn sie über einen relativ kurzen Zartraum hinausgeht, blankes Gift.
 Ja, das ist wirklich absolut zerstörerisch für die Persönlichkeit. Da ist man dann wirklich irgendwann völlig gager.
 Und insofern finde ich die Entscheidung absolut nachvollziehbar. Es gibt bestimmte Situationen, in denen man mal kurz, so was wir Einzelhaft verhängen muss.
 Es gibt auch in deutschen Gefängnissen, die so genannten Besonderes gesicherten Hafträume.
 Landläufig Gummizelle genannt, wo Leute zum Beispiel reingepracht werden, wenn es extreme Eskalationen gibt, irgendwie Prügel ein, zum Beispiel, wo dann Leute mal ein, zwei Tage.
 Ich sage mal so, zum Abklingen eingesperrt werden.
 Das ist vermutlich in bestimmten Situationen tatsächlich eine unumgängliche Maßnahme. Das ist sicher auch kein Spaß, aber das muss dann vielleicht mal sein, damit die Leute sich so ein bisschen beruhigen.
 Aber über Wochen, Monate Jahre ist das aus meiner Sicht auch völlig unzumutbar.
 Und insofern kann ich verstehen, dass das in dieser Entscheidung so kritisch gesehen wird.
 Und wir machen das in Deutschland, soweit ich weiß auch nicht, habe ich immer so nie gehört.
 Okay. Also das dazu, ich denke, damit kann man es dann belassen. Wir werden das weiter verfolgen.
 Aber das war schon nochmal wichtig zu sagen, dass mir auch mal wichtig zu sagen, dass auch solche Leute tatsächlich dann immer noch rechte haben.
 Und das Einzelhaft fünf Jahre zumal echt nama ist.
 Das ist ein Hama. Ja, also in Amerika hat man da auch ein großes Problem mit Übrigen.
 In amerikanischen Gefängnissen, wo ja sehr viele detaftierte eigentlich in die Psychiatrie gehörten, das bekannte Problem,
 dass die sehr viele psychisch-kranke eben ins Gefängnis sperren, anstatt in eine therapeutische Einrichtung.
 Da gibt es eben auch sehr viele Menschen, die sich natürlich, weil sie eben auf gut Deutsch verrückt sind, weil sie in der psychischen Krankheit leiden, daneben benehmen.
 Und die laden dann eben auch auf den Einzelhaft über extraben langer Zeiträume und das trägt ganz sicher nicht zur sedischen Gesundung bei.
 Dann hatten wir diese Woche noch ein Thema, mit dem ich früher auch schon mal beschäftigt hatte, nämlich Pflegebetrug.
 Also das BKA, die Welt hat, glaube ich, berichtet, dass das BKA ermittlungen tatsächlich jetzt eingeleitet hat, gegen russische Pflegedienste vor allen.
 Bei denen so Strukturen der organisierten Kriminalität festgestellt hat und von Schäden in Milliardenhöhe für die deutschen Pflegekassen ausgeht.
 Und das fand ich ja noch mal ganz interessant und wollte ich hier nochmal zum Anders nehmen, weil ich mich da kürzlich im Küchenradio mit jemandem unterhalten hatte, nämlich mit den Stadtraut aus Wedding,
 der quasi qualbe Hofkontrolleur, die seit solcher Dienst ist und diesen Betrug seit Jahren schon auf den Fersen ist.
 Und da sehr engagiert ist und sehr offen erzählt, wo die Probleme sind.
 Das wollte ich jetzt einfach hier nochmal, die Leute euch ans Herz legen, da vielleicht noch mal rein zu hören.
 Wir verlinken das natürlich, Küchenradiofolge Nummer 83, weil das schon in extrem bizarres und interessantes Phänomen einfach ist.
 Und man sich da auch wieder an Kopf hast, was da nicht so alles sein kann.
 Also diese Pflegedienste, das muss man sich ja vorstellen.
 Das sind Pflegedienste, mobile Pflegedienste, die fahren halt zu den Leuten hin und pflegen die.
 Und das sind halt da gibt es so viele Sachen, also der Mensch, der mit dem ich da gesprochen hat, der sagte, das ist so einfach wirklich ein Pflegedienst anzumelden.
 Wenn das brauchst du nicht viel, du brauchst irgendwie für die Genehmigung, brauchst so ein, zwei amtliche Pflege oder wie sagt man studierte oder ausgebildete Pflegekräfte, damit dein Unternehmen dann zu einem Pflegedienst wird.
 Und wenn du dann Kunden findest, die deine Pflege einkaufen, dann musst die Kasse bezahlen.
 Und dann haben sich gerade bei diesen, das sagt das BKA auch in so Biotopen, wo dann, sammermal eine geschlossene Sprachgruppe herrscht.
 Also wo dann zu Pflegende nur russisch können. Und dann kommt ein russischer Pflegedienst, den erzählen die alles mögliche und die trauen sich da auch nicht raus.
 Und dann gibt es so Allianzen, wo dann der Pflegedienst hin kommt und sagt, hey du bist zwar nicht so richtig krank, aber hör mal zu, wenn du so richtig krank tuest, dann kriegen wir mehr Geld von der Kasse, davon kristun ein bisschen was ab, die einkriegen Bargeld, die anderen kriegen ein bisschen KW, die vierten kriegen einfach einen Kasten Bier einmal im Wochenende Woche.
 Und der Pflegedienst rechnet dann mit der Kasse, horrendesum ab zwei, drei, viertausend Euro pro Monat.
 Und wenn dann der angeblich krank, irgendwie, ja, keine Ahnung, 100 Euro im Monat kriegt, dann ist das irrisgeschäft.
 So, das ist ein irrisgeschäft und es ist wahnsinnig schwer zu kontrollieren.
 Und ja, da wollte ich einfach mal darauf hinweisen. Ich finde es schön, dass das BKA im Mittel, weil nämlich dieser Kontrolleur da auswerdigen sich immer beklagt hat,
 dass da niemand sich für zuständig fühlt und das Landeskriminalamt überfordert ist und die waren sie nicht,
 born und immer klingemputzen mussten, um die Ermittlungsbehörden mal auf dieses Problemaufmerksam zu machen.
 Und ja, der Mensch, der mit dem ich da gesprochen hat, hat mir dann auch so ein Video gezeigt, also die gehen jetzt sogar schon hin und googeln ihre Patienten.
 Also wenn so Leute als angeblich Patienten bei ihnen gemeldet werden, dann gehen die auch schon mal hin und googeln die einfach.
 Und dann hat er zum Beispiel, das fand ich besonders bezah, dann ist er auf ein YouTube Video gestoßen mit der Überschrift "Cabaret Odessa" und "Owwunder, Owunder" bei Minute 53.
 Ich kann das hier vielleicht auch mal, wenn man das hört irgendwie einspielen.
 Da sieht man also, also, also eine Cabaretvorstellung.
 Und da tanzt tatsächlich der Patient, der angeblich schwer Pflegebedürchtig und betlegig ist, tanzt also mit Ballerleiger über die Bühne einer russischen,
 eines russischen Kulturzentrums hier in Berlin.
 Und da war ihm dann irgendwie doch schon klar, auch richtig betlegig ist, kann der man nicht sein, da müssen wir mal hinterher, aber die Ermittlungen gestalten sich halt ziemlich schwierig.
 Und ich glaube, ich find's einfach gut, dass das BKA jetzt da mal ermittelt und sich der Sache mal animmt und wer mag, kann mal in dieses...
 Wie ich finde, wir ganz interessante Küchenradio-Episode 383.
 Reinhören.
 Das wollte ich sagen.
 Wir sagt haben.
 Genau, dann war diese Woche noch Googleversus EU.
 Das ist ja ein altes Thema, die EU ermittelt seit Jahren eigentlich, weil Google vorgeworfen wird.
 In der Suchmaschine, in den Suchagebenissen, eigene Dienste zu bevorzugen, also irgendwelche Shopping-Portale, haben sich da beschwert,
 dass wenn man nach bestimmten Produkten sucht, eben die Google-Dienste ganz weit oben und prominent sind und die eigenen Shopping-Angebote eben nicht so weit oben, das ist ein altes Verfahren.
 Jetzt ist ein neues hinzugekommen, die EU ermittelt jetzt gegen Android.
 Eben auch unter dem Verdacht, dass die eigenen Dienste bevorzugt werden und eine magbeherrschende Stellung zu ungunsten der Verbraucher ausgenutzt wird.
 Wie siehst du das? Ja, das ist sehr interessant. Das ist ja nicht das erste Verfahren, das die EU führt wegen Wettbewerbsverzerrungen im Bereich IT.
 Der eine oder andere wird sich vielleicht noch erinnern an die Ermittlungen gegen Microsoft, die glaube ich schon in den 90er Jahren angefangen haben.
 Da gab es vor allem den Vorwurf des Bandlings von Windows mit dem Internet Explorer.
 Microsoft hat damals versucht, den Nintendo Explorer in den Markt zu drücken, indem der einfach bei Windows immer mit vorinstalliert war und wir kann man sich vorstellen, nur wenige Leute haben dann tatsächlich Firefox, Chrome, Opera oder was sonst noch im Spiel war runtergeladen.
 Das Problem ist, dass es jetzt sozusagen Android das neue Windows ist. Windows war damals auf 90% irgendwas der Rechner. Heute ist Android in Europa auf plus minus 80% des Smartphones.
 Das ist so ein bisschen fast nur Apple, aber 80% sind Android. Und was die jetzt sozusagen, was die EU Google Vorwurf, das finde ich, das kann man schon nachvollziehen.
 Die sagen halt mal zu. 80% habt ihr euch erarbeitet würde man auch, glaube ich sagen, durchaus mit Qualität. Also Android ist ja wirklich ein sehr brauchbares und absolut konkurrenzfähiges, sehr gutes mobiles Betriebssystem.
 Aber die EU sagt, ihr versucht eure Marktstellung, diese vorher schne Marktstellung auszunutzen, indem ihr, sagen wir mal Handyhersteller dazu zwingt, eure Apps und eure Apps-Dore mitzuinstallieren.
 Ja, das muss man immer dazu sagen, die EU-Kommission ermittelt nicht wegen hoher Marktanteile. Das wäre ja noch schöner. Das wäre ja noch schöner. Denn das Problem ist, wenn man diese Marktmacht dann missbraucht, um sich auf anderen Gebieten eine Marktmacht zu eropert. Denn du hast es gerade gesagt, Android hat zunächst mal 80% Marktanteile bei Smartphone-Betriebssystemen theoretisch, kann man auf dem Android-System natürlich auch wunderbar.
 Und auch wunderbar ohne Chrome auskommen. Man kann natürlich wunderbar mit Firefox für Android arbeiten. Man kann sich on tour-Broser unterladen, was auch immer.
 Das eigentliche Problem ist, dass Google eben versucht, die Android-Marktmacht auszunutzen für Marktmacht im Bereich anderer App-Funktion.
 Und das Gerneproblem sind da bestimmte Verträge. Man denkt ja immer so, Android alles total liberal, Open Source und so alles gar kein Problem. Aber das ist leider eben nur die halbe Wahrheit. Natürlich könnte man theoretisch sich einfach die Android-Sorzen runterladen als Federer.
 Ich bin jetzt Handyanbieter und will einen Smartphone in Europa verkaufen. Apple bin ich nicht, sondern ich nehme das Beste, was es da sonst noch gibt. Das ist Android-Enroid-Uppensource.
 Dieser Kernteil von Android, der ist Open Source. Den nehme ich mir, da kann ich auch auf meine Smartphones draufpacken und versuch sie dann in Laden zu bringen.
 Dann kommt ein Kunde und sagt, ja, Android, ich hätte gerne Android, dann kauft er sich das Handy und sieht, ach, wieso ist denn da keine Google-Suche drauf?
 Und wieso kann ich denn eigentlich hier nicht im Google-Play Store neue Apps laden?
 Das letzte ist der Punkt. Du hast es ja gerade durchgespielt. Das Problem taucht ja nicht erst in dem Moment auch, wo der Kunde in den Laden kommt, das Problem ist.
 Ja, wenn du dir das als Hersteller jetzt, das ist einfach runterlässt. Ich gehe zu dir und ich sage jetzt, okay, Google, pass mal auf, ich will Kunden, ich will Kunden nicht nur Android anbieten, soll ich will Kunden ein Android anbieten, wo der Google-Play Store drauf ist, weil das mit Abstand der größte Laden ist, wo man Apps kriegt.
 So ist aber nichts. Das ist ja gerade der Punkt. Darum geht es. Du willst als Hersteller den Play Store.
 Denn ohne den Play Store ist dein Gerät nicht verkäuflich, weil du, wie du sagst, dass eben der größte Apps Store ist. Du willst das als Google dann.
 Und jetzt kommt Google ins Spiel. Google sagt zweierlei. Google sagt zum einen, wenn du den Play Store anbieten willst, dann musst du auch alle anderen Apps, die wir so im Portfolio haben.
 Ich glaube 11 an der Zahl auf diesen Handys vorinstallieren, AB, die dürfen auch nicht gelöscht werden und C darfst du außerdem auch keinen Fark von Android nutzen, sondern du musst quasi über die original Google Quellen nutzen.
 Du kannst die zwar so ein bisschen patchen, aber du musst dabei ganz enges Spielregeln einhalten.
 Also diese ganze Android ist Open Source Nummer, ist allenfalls die halbe Wahrheit. Das muss man so deutlich sein. Das hat natürlich den großen Vorteil, dass man als User theoretisch sich den Source gucken kann, dann kann Ahnung auf Sicherheitslücken checken kann, theoretisch.
 Ja, wenn man das kann, können die wenigsten vermutlich, aber das könnte man grundsätzlich als Hersteller, aber kann man eben nur sehr begrenzt in Modifikationen vornehmen.
 Und den Play Store gibt es leider eben nur im Paket mit Google Chrome, Google Mail und was es sonst noch so alles gibt.
 So, und die musst du auch prominent platzieren. Wenn du den Play Store haben willst und wenn du deinen Leuten diese Apps anbieten willst, die alle haben wollen, YouTube, Gmail, Play Store, dann musst du die prominent platzieren.
 So, da kann man so. Und das führt die Faktor dazu, dass eigentlich alle Hersteller diesen Deal eingehen müssen. Weil alle wollen diesen Google Play Store haben und alle wollen diese Apps haben.
 Jetzt kann man natürlich sagen, wie so die Apps sind doch großartig. Die Leute sind doch alle zufrieden. Das sind doch YouTube. Da gibt's da jetzt nicht so wahnsinnig für gute Apps, aber ich glaube, die viel besser sind, aber die EU argumentiert glaube ich.
 Ja, aber selbst wenn jemand versuchen würde oder eine bessere App hätte, er würde nicht draufkommen. Weil du dir das natürlich aus dem App Store laden kannst, aber wir machten das schon sich eine alternative Sache zu laden, sondern du, du, du, du, die EU glaube ich will, das Smartphone Hersteller sagen können.
 Wir bieten dir den Google Play Store und wir bieten dir auch die Apps, aber wir bieten dir auch prominent andere Apps. Und was ich glaube, die EU hat natürlich enorme Macht, die können in 10% des Jahres umsatzes als Strafe verhängen. Das sind Google Potenzial Milliarden Strafen, die da drohen.
 Aber ich glaube, worauf es hinauslaufen wird, ist, dass Google gezwungen wird, diese Lizenzbedingungen liberaler zu gestalten, dass sie mehr, mehr, mehr Smartphone Herstellerin quasi liberaleren Zugang zu ihrem Play Store gewähren. Ich glaube darauf wird es hinauslaufen. Aber das wird noch Jahre dauern.
 Ja. Ja. Ja.
 Und ja, wenn froh, dass wir da so eine eigentlich eine ganz gute, mächtige Marktkontrolle haben, denn also dieses Monopol, da müssen wir jetzt auch, sind wir auch keine Illusion machen in solchen kapitalistischen Marktwirtschaftlichen Systemen.
 Es gibt gute Firmen, das ist keine Frage und die sind auch super und machen auch tolle Sachen, aber sie haben halt die Tendenz zu monopolen und wachsen immer weiter und da bin ich froh, dass wir da so eine doch relativ mächtige mit guten Werkzeugen bestückte EU-Wettbewerbskontrolle haben. Und da mudach wir sie auch keine Illusion machen.
 Das, was die EU hier entscheidet und mit Google ausmacht, wird weltweite Auswirkungen haben. Das haben wir in anderen Fällen schon gesehen. Da glaube ich warten auch andere Länder da drauf, weil Google das wahrscheinlich zu kompliziert ist in bestimmten Fällen zu ausdifferenzierte Vertreger und Rechtsverfahren und und und zu machen.
 Dass sie dann wahrscheinlich viele Sachen, die sich hier in der EU machen müssen, eben auch weltweit anbieten.
 So, aber was haben wir noch? Ich glaube, sind durch, oder?
 Ja, da war ich hier. Genau. Wir haben noch so einen Nachklapp irgendwie zum Anfang der Woche gab es einen kleinen Zettifikat-Fehler bei mir auf der Webseite. Da war mein Zettifikat abgelaufen.
 Das hat so ein bisschen Schluck aufgegeben, weil ich mich zwar gefragt habe, warum die Feats, wie SSL brauchen, die sind doch nur ohne SSL. Aber irgendwie sind dann vielleicht doch ein paar SSL-Elemente drin, die geladen werden.
 Jedenfalls hat es da so ein paar ein bisschen Schluck aufgegeben. Das ist jetzt glaube ich geklärt. Wir sind jetzt Küchenstudio, es ist jetzt bei Let's Encrypt total und wird immer automatisch verlängertes Zettifikat deswegen.
 Das sollte gelutscht sein, der Drops. Dann gab es noch eine Frage, die war so ein bisschen an dich gerichtet im Fall Bömermann, den wir heute glücklicherweise umschüffen konnten.
 Weit gehen, es gibt doch diese eine Beleidigungsverfahren, das angestrengt wurde vom Ministerpräsidenten himself in Mainz.
 Und es gibt dieses 103-gestraftgesetzbuch Beleidigungen von Staatsoberhäub, dann wird er dann nicht für zwei mal für das selbe Vergehen belangt.
 Nee, das wird ja nicht, denn das wird ja im Zweifel von derselben Gericht entschieden werden.
 Das muss man sich immer so vorstellen. Es gibt natürlich sowas wie ein Doppelbestrafungsverbot.
 Man kann also nicht wegen der selben Tat zweimal bestraft werden. Das bedeutet aber, dass man nicht von zwei Gerichten nacheinander bestraft werden kann.
 Das heißt also, wenn ein Verfahren rechtskräftig abgeschlossen ist, wegen einer bestimmten Tat entweder durch Freispruch oder eben durch eine Verurteilung oder es gibt dann noch ein paar andere Ausnahmefälle.
 Wenn es einmal vorbei ist, dann ist es eben auch vorbei, dann kann es keine zweites Verfahren deswegen geben.
 Das geht nicht, aber es können durchaus zwei verschiedene Straftatbestände durch das selbe Verwirklicht worden sein.
 Das ist zum Beispiel der Standard, wenn man, wenn man etwas plastisches Beispiel zu wählen, jemanden mit einem Messer sticht, dann wird man typischerweise eine gefährliche Körperverletzung begehen und zugleich eine Sachbeschädigung an der Kleidung.
 Die man dabei notwendigerweise ja, wenn man jetzt nicht gerade irgendwie die Nackte Haut trifft, verletzt, also beschädigt hat.
 Das heißt, da hat man sowohl eine Sachbeschädigung als auch eine gefährliche Körperverletzung begangen durch dieselbe Handlung.
 Und dann ist die Frage, wie man damit umgeht und das wird dann eben von einem Gericht in einem bestimmten Fall verhandelt.
 Und diese zwei Gesetzesverletzungen durch dieselbe Tat führen im Wesentlichen dazu, dass man dann wegen Tateinheit verurteilt wird.
 Also zwei Gesetzesverletzungen durch dieselbe Handlung führen in der Regel zur Tateinheit.
 Und dann gibt es bestimmte rechtliche Regeln, wie dann der Strafrahmen zum Beispiel, bestimmt wird die Grundregel, ist das man eigentlich dann aus dem schwereren Delikt bestraft wird.
 Das gilt aber alles immer nur für quasi dieselbe Tat, also dieselbe Handlung, die man begangen hat, wenn mehrere Taten begangen worden sind.
 Also keine Ahnung, man Mondtags und Dienstags hat man jemanden geschlagen, dann ist das in Fall von Tatemereheit.
 Und das kann dann zwar trotzdem im derselben Hauptverhandlung diskutiert werden, rechtlich geprüft werden.
 Dann allerdings würden auch zunächst mal zwei Einzelstrafen verhängt für beide Körperverletzungen zum Beispiel.
 Und das Gericht würde dann unter dem Strich aber aus beiden Einzelstrafen eine sogenannte Gesamtstrafe bilden.
 Und die ist jetzt nicht nur einfach nur die Summe aus den beiden Einzelstrafen, sondern es ist quasi eine zusammenfassende Würdigung, welche Strafie jetzt angemessen ist.
 Normalerweise ist es irgendwo zwischen der höchsten Einzelstrafe, der sogenannten Einsatzstrafe und der Summe beida.
 Wenn man jetzt sagt, es gibt in beiden Fällen sechs Monate, dann wäre eine typische Gesamtstrafe, neun Monate von Reizstrafem.
 All right.
 Bömermann, ich fand es ein bisschen, ich habe mich ehrlich gesagt gewundert, da wären wir jetzt noch mal 20 Jahre über einen reden.
 Aber ich habe mich gewundert, habe ich mich, dass er diese Sendung abgesagt hat, dass er völlig abgetaut ist.
 Ist der Feige? Hast du das Gefühl, dass er dich da drückt?
 Ich habe das Gefühl, wir wissen es nicht.
 Ich habe das Gefühl, wir wissen sie.
 Wir haben uns an der Bömermann ganz klein ein bisschen die Finger verbrannt, weil wir den Sachverhalten nicht so richtig aufgeklärt hatten.
 Aber wir hatten ein bisschen Vorsicht, die, ja, war so ein bisschen ...
 Ja, war so ein bisschen ...
 Also ich hätte ihn anders eingeschätzt, einfach.
 Ich hätte dir gedacht, der hätte da in dieser Woche die Sendung seines Lebens machen können.
 So nach dem Motto, "he, jetzt erst recht", und so stattdessen.
 Das setzt aber voraus, dass er das psychisch kann.
 Und das ist auch der Grund, weswegen ich das so problematisch finde, da jetzt drüber zu reden, wenn man jetzt im Grunde anfängt zu spekulieren.
 Aber alles, was man so aus den Medien gehört, er deutet darauf hin, man ganz, ganz vorsichtig, dass ihm diese ganze Geschichte extrem an die Nähe angeht.
 So viel kann man vielleicht sagen.
 Und ich glaube, wir sollten jetzt einfach den Armmann mal in Ruhe lassen.
 Er hat das natürlich selber provoziert, klar.
 Aber ich mir scheint das so, als wenn er den Sturm, den er da jetzt quasi geerntet hat, dass er den noch nicht so richtig in den Griff kriegt persönlich.
 Und deswegen warten wir jetzt einfach mal ab und ich persönlich wünsche ihm einfach alles Gute.
 Schauen wir mal, was dabei rauskommt.
 Okay, das ist doch ein schönes losworte.
 Wunderbar, dann würde ich sagen, machen wir für diese Woche die Klappe zu.
 Wir haben die Lage der Nation ausführlich beörtert, wie wir das erörtert, wie wir das jede Woche hier tun, abschließend.
 Und ausführlich.
 Und würde ich sagen, danke fürs Zuhören.
 Nächste Woche, bis zu Wiedembellin.
 Genau.
 Dann machen wir hier wieder bei mir im Studio.
 Ja, geht zum iTunes, geht zu allen anderen Podcast-Verzeichnissen.
 Angeblich gibt's da jetzt auch bei Android-Podcasts in der Suche und in der Play Music App.
 Aber er nur in Amerika, das ist ja eine andere.
 Ich habe angeguckt, ich habe auch nichts gefunden.
 Also vielleicht können die Android-Kunden, die Android-Hörer mal ein bisschen was erzählen.
 Ich habe da jetzt noch nichts gefunden.
 Aber genau, es hilft total, es ist super motivieren zu sehen, dass das da in den Charts so ganz gut läuft.
 Mit allen, ja, Unklarheiten und begrenzten.
 Hier soll man sagen, begrenzter Götigkeit, die diese Charts dabei etnst haben.
 Aber es ist natürlich trotzdem schön zu sehen, dass das so weit läuft.
 Und die Sichtbarkeit ist erhöht und, ja, trägt dazu bei dieses kleine bescheidende Format in die Öffentlichkeit zu bringen.
 Ja, in diesem Sinne schickt uns ein paar Sterne.
 Wenn euch die Sendung gefällt, wenn ihr Anregungen habt, was wir besser machen können,
 schreibt uns eine E-Mail an Team@LageDernation.org oder commentiert auf Twitter oder commentiert bei uns im Blog.
 Ebenfalls auf laagdernation.org. Und in diesem Sinne wünsche ich euch ein schönes Wochenende.
 Alles Gute.
 Bis nächste Woche. Tschüss.
